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BUNDESPATENTGERICHT

7 W (pat) 10/19
verb. mit

7 W (pat) 13/19
_______________________

(Aktenzeichen)

B E S C H L U S S

In der Beschwerdesache

…

betreffend die Patentanmeldung …
(wegen Ablehnungsgesuch; Erinnerung gegen Feststellungsbeschluss,

hier: fehlende Zahlung der Beschwerdegebühr)

hat der 7. Senat (Juristischer Beschwerdesenat und Nichtigkeitssenat) des Bundes-

patentgerichts am 9. Juni 2020 durch den Vorsitzenden Richter Rauch, die

Richterin Püschel und die Richterin Dr. Schnurr
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beschlossen:

1. Das auf Ablehnung der auch bei vorliegender Beschlussfas-

sung beteiligten Richter wegen Befangenheit gerichtete Ge-

such vom 3. Februar 2020 wird als unzulässig verworfen.

2. Die Erinnerung gegen den Beschluss der Rechtspflegerin des

Bundespatentgerichts vom 1. April 2020 wird zurückgewie-

sen.

G r ü n d e

I.

Der Anmelder hatte am 23. Juli 2003 beim Deutschen Patent- und Markenamt unter

dem Aktenzeichen … eine Patentanmeldung mit der Bezeichnung: „…“

eingereicht, die mit Beschluss des Deut

schen Patent- und Markenamts - Prüfungsstelle für Klasse C12M - vom

5. April 2019 zurückgewiesen wurde. Nach inhaltlicher Überprüfung dieser Ent-

scheidung durch das Bundespatentgericht (Az. 14 W (pat) 43/19) ist im weiteren

Instanzenzug derzeit eine nicht zugelassene Rechtsbeschwerde beim Bundes-

gerichtshof anhängig (Az. X ZB 19/19).

Gegen den mit der Zurückweisung der Patentanmeldung befassten Prüfer richtete

der Anmelder ein Ablehnungsgesuch, welches die Patentabteilung 44 durch Be-

schluss vom 6. Juni 2019 als unzulässig verwarf. Gegen diese dem Anmelder mit-

tels Einschreiben durch Übergabe zugestellten, am 7. Juni 2019 zur Post gegebe-

nen Beschluss legte der Anmelder mit Eingabe vom 14. Juni 2019, beim Patentamt
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eingegangen am 18. Juni 2019, Beschwerde ein und beantragte Verfahrenskosten-

hilfe für das Beschwerdeverfahren (Az. 7 W (pat) 10/19). Zugleich wiederholte er

sein gegen den Prüfer gerichtetes Ablehnungsgesuch und lehnte auch die am

6. Juni 2019 zur Entscheidung berufenen Mitglieder der Patentabteilung 44 wegen

Besorgnis der Befangenheit ab.

Durch Beschluss vom 8. August 2019 verwarf die Patentabteilung 44 das Gesuch

auf Ablehnung des Prüfers wegen Besorgnis der Befangenheit als unzulässig und

erklärte das Gesuch auf Ablehnung der am 6. Juni 2019 zur Entscheidung berufe-

nen Mitglieder der Patentabteilung 44 für unbegründet. Der dem Anmelder mittels

Einschreiben durch Übergabe zugestellte Beschluss wurde am 9. August 2019 zur

Post gegeben. Gegen diese Entscheidung legte der Anmelder mit Eingabe vom

12. August 2019, beim Patentamt eingegangen am 15. August 2019, abermals Be-

schwerde ein und beantragte Verfahrenskostenhilfe für das Beschwerdeverfahren

(Az. 7 W (pat) 13/19).

Durch Beschluss vom 17. Dezember 2019 wies der Senat in gleicher Besetzung wie

bei der vorliegenden Entscheidung die mit Eingaben vom 14. Juni und 12. Au-

gust 2019 gestellten Anträge des Anmelders auf Gewährung von Verfahrenskosten-

hilfe für die Beschwerdeverfahren zurück. Dazu wurden die unter den Aktenzeichen

7 W (pat) 10/19 und 7 W (pat) 13/19 geführten Beschwerdeverfahren verbunden. In

seiner ausführlichen Begründung wies der Senat den Anmelder auf die Möglichkeit

hin, jedes der verbundenen Beschwerdeverfahren durch Zahlung der Beschwerde-

gebühr in Gang zu setzen. Dafür stehe ihm die Zeit zur Verfügung, in der der Lauf

der Zahlungsfrist bis zum Ablauf von einem Monat nach Zustellung des Beschlusses

vom 17. Dezember 2019 noch gehemmt sei, und darüber hinaus die bei Einrei-

chung des Verfahrenskostenhilfeantrags noch nicht verstrichene Beschwerdefrist.
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Hierauf hat der Anmelder, dem der Beschluss des 7. Senats am 18. Januar 2020

zugestellt worden ist, mit einem vom 3. Februar 2020 datierenden, per Telefax am

8. Februar 2020 übermittelten Gesuch auf Ablehnung aller Richter des bezeichne-

ten Spruchkörpers reagiert, wobei er die Richter der Rechtsbeugung bezichtigt und

ihnen u. a. vorgeworfen hat „Gerüchte, Vorurteile und Unterstellungen“ geschrieben

und eine „politische, antisemitische Entscheidung“ unabhängig von Tatsachen und

ohne Berücksichtigung der vorgetragenen Argumente getroffen zu haben. Eine Be-

schwerdegebühr hat der Anmelder nicht entrichtet.

Nach entsprechender Ankündigung durch gerichtlichen Hinweis vom

18. März 2020, auf welchen der Anmelder durch Eingabe vom 26. März 2020 erwi-

dert hat, hat die Rechtspflegerin am Bundespatentgericht durch Beschluss vom

1. April 2020 unter Bezugnahme auf § 6 Abs. 2 PatKostG festgestellt, dass die Be-

schwerden gegen die Beschlüsse der Patentabteilung 44 des Deutschen Patent-

und Markenamts vom 6. Juni 2019 und vom 8. August 2019 als nicht erhoben gel-

ten.

Gegen diesen ihm am 29. April 2020 zugestellten Beschluss hat der Anmelder mit

einem als „Beschwerde und Erinnerung“ bezeichneten Telefax vom 30. April 2020,

eingegangen am selben Tag, Erinnerung eingelegt, welcher die Rechtspflegerin

nicht abgeholfen hat. Der Anmelder erachtet die angefochtene Entscheidung vom

1. April 2020 als „willkürlich“ und vertritt die Auffassung, Gebühren seien durch ihn

nicht zu entrichten. Im Übrigen habe er Verfahrenskostenhilfe beantragt. Wegen

weiterer Einzelheiten wird auf die Verfahrensakten verwiesen.
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II.

Das Gesuch des Anmelders vom 3. Februar 2020 auf Ablehnung der bei dem Se-

natsbeschluss vom 17. Dezember 2019 mitwirkenden Richter wegen Befangenheit

nach Maßgabe des § 86 Abs. 1 PatG i. V. m. §§ 41 bis 44, 47 bis 49 ZPO ist als

unzulässig zu verwerfen. Ihm fehlt jedes Rechtsschutzinteresse.

Ein Ablehnungsgesuch, das verunglimpfende Ausführungen enthält, die zur Be-

gründung der Besorgnis der Befangenheit gänzlich ungeeignet sind, ist offensicht-

lich unzulässig (vgl. LAG Hamburg, Beschluss vom 16. März 2016 – 3 Sa 73/15;

OLG Köln, Beschluss vom 5. Juli 2013 – 20 W 45/13, 20 W 49/13; OLG Karlsruhe,

Beschluss vom 18. Dezember 1973 – 2 Ss 222/73; OLG Karlsruhe, Beschluss vom

25. Mai 1973 – 1 Ws 143/73, jeweils veröffentlicht in juris; Zöller, ZPO, 32. Aufl.,

Rdn. 4 zu § 45). Das Gesuch des Anmelders vom 3. Februar 2020 dient nur der

pauschalen Schmähung aller Angehörigen eines Spruchkörpers, welche eine

andere Rechtsauffassung als der Anmelder vertreten. Wird das Rechtsinstitut der

Richterablehnung in derart rechtsmissbräuchlicher Weise eingesetzt, fehlt dem Ab-

lehnungsgesuch das erforderliche Rechtsschutzinteresse und es ist als unzulässig

zu verwerfen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 6. Mai 2010, 1 BvR 96/10, NVwZ-

RR 2010, 545-546; Thüringer Landessozialgericht 6. Senat, Urteil vom 23. Fe-

bruar 2016 – L 6 R 1670/12; OLG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 14. Fe-

bruar 2006 – 10 W 2/06, jeweils veröffentlicht in juris).

Über das offensichtlich unzulässige Ablehnungsgesuch konnte der Senat unter Be-

teiligung der abgelehnten Richter entscheiden (vgl. Schulte, PatG, 10. Aufl.,

Rdn. 10 zu § 86; BVerfG NJW 2007, 3771, 3772; BVerfG NJW 2013, 1665; BGH

GRUR-RR 2010, 360; BGH GRUR-RR 2011, 391; BGH NJW-RR 2012, 61; BAG

NJW 2012, 1531; BFH, Beschluss vom 29. Dezember 2015 – IV B 68/14 – veröf-

fentlicht in juris).

https://www.juris.de/jportal/portal/t/3ll/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=JURE130016639&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/3ll/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=JURE130016639&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/3ll/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=KSRE002680004&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/3ll/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=KSRE002680004&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/3ll/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=KSRE108870885&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/3ll/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=KSRE108870885&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/3sx/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=2&fromdoctodoc=yes&doc.id=JURE160008388&doc.part=K&doc.price=0.0&doc.fid=KVRE388301001#focusID
https://www.juris.de/jportal/portal/t/3sx/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=2&fromdoctodoc=yes&doc.id=JURE160008388&doc.part=K&doc.price=0.0&doc.fid=KVRE388301001#focusID
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III.

Die durch den Anmelder am 30. April 2020 eingelegte Erinnerung im Sinne des § 23

Abs. 2 RPflG – die Wortwahl „Beschwerde und Erinnerung“ ist insoweit unschäd-

lich – ist zulässig, jedoch in der Sache nicht begründet. Die Rechtspflegerin hat zu

Recht festgestellt, dass die Beschwerden des Anmelders gegen die Beschlüsse der

Patentabteilung 44 des Deutschen Patent- und Markenamts vom 6. Juni 2019 und

vom 8. August 2019 als nicht erhoben gelten.

Gegen Beschlüsse der Prüfungsstellen und Patentabteilungen des Deutschen Pa-

tent- und Markenamts ist nach § 73 Abs. 1 PatG das Rechtsmittel der Beschwerde

statthaft. Die Beschwerde ist – worauf in den Rechtsmittelbelehrungen der Be-

schlüsse vom 6. Juni 2019 und vom 8. August 2019 hingewiesen wurde – nur wirk-

sam, wenn innerhalb der einmonatigen, mit Zustellung des Beschlusses beginnen-

den Beschwerdefrist (§ 73 Abs. 2 Satz 1 PatG) die Beschwerdegebühr in Höhe von

jeweils 200,– EUR entrichtet wird. Diese einmonatige Zahlungsfrist, die mit Zustel-

lung der angefochtenen Beschlüsse zu laufen begann, war hier durch die Einrei-

chung der Gesuche um Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe für die Beschwerde-

verfahren bis zum Ablauf von einem Monat nach Zustellung des Senatsbeschlusses

vom 17. Dezember 2019 gemäß § 134 PatG gehemmt, wobei der Anmelder

darüber hinaus die Möglichkeit hatte, anschließend zusätzlich die bei Einreichung

des jeweiligen Verfahrenskostenhilfeantrags noch nicht verstrichene Beschwerde-

frist zur Einzahlung seiner Beschwerdegebühr zu nutzen. Auf diese Möglichkeit hat

ihn der Senat in seinem Beschluss vom 17. Dezember 2019 hingewiesen.

Bei Erlass des angefochtenen Beschlusses am 1. April 2020 waren seit Zustellung

des Beschlusses vom 17. Dezember 2019 am 8. Januar 2020 mehr als zwei Mo-

nate vergangen; die Fristen zur Zahlung der Beschwerdegebühr waren somit ver-

strichen, § 99 Abs. 1 PatG i. V. m. § 222 Abs. 1 ZPO analog, § 188 Abs. 2 BGB,

§ 127 Abs. 1 PatG i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 2 VwZG, § 134 PatG.
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Nachdem der Anmelder keine Beschwerdegebühr entrichtet hat, ist die Rechtsfolge

des § 6 Abs. 2 PatKostG eingetreten, wonach die Beschwerden des Anmelders

gegen die Beschlüsse der Patentabteilung 44 des Deutschen Patent- und Marken-

amts vom 6. Juni 2019 und vom 8. August 2019, wie die Rechtspflegerin am Bun-

despatentgericht zu Recht festgestellt hat, als nicht erhoben gelten.

Die Erinnerung gegen den Beschluss der Rechtspflegerin des Bundespatentge-

richts war daher zurückzuweisen.

IV.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss ist das Rechtsmittel der Rechtsbeschwerde nur gegeben,

wenn gerügt wird, dass

1. das beschließende Gericht nicht vorschriftsmäßig besetzt war,

2. bei dem Beschluss ein Richter mitgewirkt hat, der von der Ausübung des

Richteramtes kraft Gesetzes ausgeschlossen oder wegen Besorgnis der

Befangenheit mit Erfolg abgelehnt war,

3. einem Beteiligten das rechtliche Gehör versagt war,

4. ein Beteiligter im Verfahren nicht nach Vorschrift des Gesetzes vertreten war,

sofern er nicht der Führung des Verfahrens ausdrücklich oder stillschweigend

zugestimmt hat,

5. der Beschluss aufgrund einer mündlichen Verhandlung ergangen ist, bei der

die Vorschriften über die Öffentlichkeit des Verfahrens verletzt worden sind,

oder

6. der Beschluss nicht mit Gründen versehen ist.
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Die Rechtsbeschwerdeschrift muss von einer beim Bundesgerichtshof zugelasse-

nen Rechtsanwältin oder von einem beim Bundesgerichtshof zugelassenen Rechts-

anwalt unterzeichnet und innerhalb eines Monats nach Zustellung des Beschlusses

beim Bundesgerichtshof, Herrenstraße 45a, 76133 Karlsruhe eingereicht werden.

Rauch Püschel Dr. Schnurr


